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ReStart Bremen!

Bremen ist die Heimat von leistungsstarken Mittelstdndlern und innovativen Képfen. Als Arbeitgeber und Ausbilder
leisten Familienunternehmer einen entscheidenden Beitrag fir Wirtschaft und Gesellschaft. Wir kénnen Wandel seit
Generationen, investieren in umweltfreundliche und digitale Technologien und schaffen zukunftssichere Arbeitsplatze.
Grundvoraussetzung fur eine Fortfiihrung dieses wirtschaftlichen Erfolgs ist jedoch eine Politik, die wirtschaftliche
Chancen nutzt und Unternehmen als Partner begreift.

Allerdings nehmen Tag fur Tag Birger und Unternehmer in Bremen wahr, dass viele Potentiale seit Jahren nicht
gehoben werden: Ob in der Bildung, der Verkehrspolitik, bei der Entwicklung der Innenstadt oder der inneren
Sicherheit — Stillstand oder Rickschritt sind haufiger anzutreffen als Fortschritt und Dynamik.

Leider hat es der Senat auch unter Rot-Griin-Rot nicht vermocht, eine Kehrtwende zu vollziehen: Das Institut fir
Wirtschaft verweist Bremen unter 71 deutschen GroBstadten auf Platz 43. Die Probleme liegen auf vielen Ebenen:
In Bildungsstudien bleibt Bremen bundesweit Schusslicht. Das Bild der Innenstadt wird durch Leerstdnde und
Sauberkeitsmangel getribt. Bei der Belastung durch Staus liegt Bremen in den Top 10 deutscher GroBstédte. Der
Mangel an Gewerbeflachen ist so eklatant, dass Unternehmen ins niedersachsische Umland ausweichen missen.

Bremen braucht einen ReStart!

Um fur Birger und Unternehmen eine bessere Heimat zu sein, muss Bremen wirtschaftsfreundlicher und wett-
bewerbsfahiger werden. Der zuklinftige Senat muss mit gezielten Anreizen und Entlastungen schnellstmdéglich die
Weichenstellungen vornehmen, damit Bremen trotz dieser Krisenzeiten als Standort fir Wertschépfung vor Ort
attraktiver wird.

Eine Stimme fir einen wirtschaftskompetenten Senat im Mai ist daher auch eine Stimme fiir ein Bremen, das seine
Chancen endlich nutzt. DIE FAMIILIENUNTERNEHMER und DIE JUNGEN UNTERNEHMER in Bremen zeigen auf,
welche politischen MaBnahmen es flir einen echten ReStart braucht!

Peter Bollhagen Moritz Stich
Landesvorsitzender Regionalvorsitzender
DIE FAMILIENUNTERNEHMER DIE JUNGEN UNTERNEHMER

Bremen Bremen
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1. Moderne Bildung

Damit die Wirtschaft die Markte von morgen bedienen kann, brauchen wir qualifizierte Arbeitskréfte. Brancheniber-
greifend wird die Fachkraftellicke jedoch immer groBer. Als Familienunternehmer sind wir Jahr fir Jahr Ausbilder
der Nation, doch vielen Bremer Schulabgangern fehlt es beim Lesen, Schreiben und Rechnen an den notwendigen
Grundkenntnissen.

Bei den Vergleichstests erreichte ein Gberdurchschnittlicher Anteil an Grundschilern nicht die Mindeststandards.
Bei den Schulabbrechern liegt Bremen auf dem letzten Platz, fast jeder zehnte Jugendliche verlasst die Schule ohne
Abschluss. Im INSM-Bildungsmonitor 2022 belegt Bremen im Bundeslandervergleich Rang 16. Besonders in den
Bereichen Bildungsarmut, Schulqualitat und Integration herrscht erhebliches Verbesserungspotenzial.

Diese Zahlen senden ein erschreckendes Signal an junge Familien, die ihren Kindern die besten Bildungschancen
ermdglichen wollen und an Unternehmen, die fur ihren wirtschaftlichen Erfolg gut ausgebildete Arbeitnehmer vor Ort
bendtigen. Eine Zwangsabgabe Uber einen Ausbildungsfonds I&st keine strukturellen Probleme, sondern belastet die
Betriebe zusatzlich. Wir brauchen stattdessen eine leistungsorientierte Bildungspolitik, die die Zukunftschancen der
Kinder in den Mittelpunkt riickt und unsere Schiiler auf die Herausforderungen der Arbeitswelt vorbereitet.

e Eine Aufwertung der beruflichen Bildung: Bremen lebt von den vielen mittelstdndischen Betrieben in der
Stadt. Um die Fachkrafte von Morgen auszubilden, braucht es eine bessere Ausstattung der beruflichen Schulen
und eine Aufwertung der Berufsausbildung. Hierfir muss frihzeitig Gber berufliche und akademische Bildung in
allen Schulformen informiert und Ausbildungsmdoglichkeiten aufgezeigt werden.

e Nein zur Zwangsumlage von Unternehmen fiir einen Ausbildungsfonds: Angesichts des grassierenden Be-
werbermangels und zahlreichen offenen Ausbildungsstellen 18st der geplante Ausbildungsfonds keine strukturel-
len Probleme. Fir die die Bremischen Unternehmen stellt er vielmehr eine zusétzliche Belastung dar, die Betriebe
in anderen Bundesléndern haben.

e Mehr Praxisnahe: Schilern fehlt der aktuelle Bezug ihrer Lehrinhalte zum Alltag. Es miissen Unterrichtskonzep-
te geschaffen werden, die Orientierung fir das Berufsleben geben. In diesem Zusammenhang muss auch die
Vermittlung 6konomischer Bildung mehr Gewicht erhalten, etwa in einem eigensténdigen Schulfach Wirtschaft.

e Flachendeckendes Schulfach Informatik: Beim Informatikangebot an Schulen ist Bremen im Bundesvergleich
weit hinten. Bremen muss endlich aufschlieBen und ein Schulfach Informatik ab Sekundarstufe | einflihren. Denn
Programmierkenntnisse und das Versténdnis digitaler Anwendungen werden im Berufsleben immer wichtiger.

e Kitaausbau beschleunigen: Bremen muss den Ausbau von Kitas beschleunigen und diese im Rahmen von
flexibleren Offnungszeiten an die Lebensrealitdt der Menschen anpassen. Durch verpflichtende Sprachtests und
eine verstarkte Sprachférderung missen alle Kinder gute Startchancen erhalten.

e Abschaffung der Zivilklausel: Durch die Verpflichtung auf den Verzicht militérischer Forschung trennt die Zivil-
klausel ausgerechnet Bremens ausgezeichnete Hochschulen von einem der wichtigsten Bremer Wirtschafts-
cluster, der Luft-und Raumfahrtindustrie, ab. Davon abgesehen ist der Versuch, aus politischen Motiven For-
schung zu verbieten, ohnehin ein fragwurdiger Eingriff in die grundgesetzlich garantierte Freiheit von Forschung
und Lehre.
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2. Praxistaugliche Verkehrspolitik

Die Gewerbetreibenden brauchen bei der Anlieferung ihrer Waren lastenstarke Verkehrstradger und missen zeitgleich
angesichts steigender Preise wettbewerbsfihig bleiben. Sie kénnen weder auf den OPNV noch auf das Fahrrad
umsteigen. Auch viele Arbeitnehmer sind aufgrund ihrer Lebenssituation und fehlender Alternativen vor Ort auf ein
eigenes Fahrzeug angewiesen. Ein Autoverbot in der Innenstadt ist daher realitdtsfern. Arbeitnehmer und Arbeitgeber
brauchen einen bedarfsgerechten OPNV und die praxistaugliche Verkniipfung unterschiedlicher Verkehrstrager.

Um das Verkehrsaufkommen zu bewaéltigen, missen Angebote ausgeweitet und die Infrastruktur zukunfts- und kun-
denorientiert ausgebaut werden. Stattdessen wurden in den letzten Jahren Radwege ohne Gesamtkonzept geschaf-
fen. Das mag medienwirksam sein und die eigene Klientel bedienen, schirt jedoch die Ressentiments der einzelnen
Verkehrsteilnehmer gegeneinander und trédgt zum Verkehrschaos bei. Eine Neuorganisation des Verkehrs darf daher
nicht mehr mit Verboten, ErziehungsmaBnahmen und ideologisch geprégten Schnellschiissen vonstattengehen. Sie
muss mit attraktiven Angeboten und einem langfristigen praxistauglichen Ansatz vorangetrieben werden.

¢ Praxisnahe Verkniipfung aller Verkehrstréager: Der zuklinftige Senat muss endlich ein durchdachtes Gesamt-
konzept vorlegen, das offen sowohl FuBgénger, Rad- als auch Autoverkehr berlicksichtigt und attraktive Ange-
bote durch den Ausbau des OPNVs schafft! Autofreie Zonen gehen an der Realitit von Arbeitnehmern und
Arbeitgebern vorbei. Sie 16sen nicht die wachsenden Verkehrsengpésse, sondern verschérfen sie.

e Effizienten Wirtschaftsverkehr erméglichen: Erreichbarkeit ist auch fur Zuliefer-, Entsorgungs-und Handwerk-
erverkehre gefragt. Eine autodrmere Innenstadt muss Wirtschaftsverkehr erméglichen, auch durch ausreichend
Haltemdoglichkeiten. Bremen zahlt zu den zehn am stérksten von Staus belasteten GroBstadten in Deutschland.!

e Pendeln erleichtern: Um die Erreichbarkeit der Innenstadt flir Pendler vom Stadtrand aus zu erleichtern,
mussen weitere Park&Ride-Stationen errichten und die vorhandenen ausgebaut werden.

e Digitale Potenziale nutzen: Echtzeit-Daten kdénnen den Verkehrsfluss optimieren, Gefahrenquellen erkennen
und damit Unfélle und Staus reduzieren. Um den OPNV bedarfsgerechter und kundenorientierter zu gestalten,
muss mittels Informationstechnologie die vorhandene Infrastruktur besser genutzt werden.

e Autobahnring rund um Bremen schlieBen: Die Fertigstellung der A 281 darf sich nicht weiter verzégern. Die
beiden verbleibenden Bauabschnitte missen bis spatestens 2028 fertiggestellt und der Autobahnring geschlos-
sen sein.

e Briicken sanieren: Die Bremer Weserbriicken sind nur noch eingeschrénkt belastbar, wie eine Uberpriifung ge-
zeigt hat. Es braucht einen Sanierungsplan fiir Briicken und wesentliche Tangenten, um die Infrastruktur fit fr
die Zukunft zu machen.

e Erweiterung des Technologieparks: Der Technologiepark muss mit einer Verlangerung der Linie 8 und einem
SPNV-Halt verbunden werden, an dem autonome und elektrifizierte Busse weitere Bereiche des Technologie-
parks anfahren kénnen.

e Flughafen starken: Es braucht zeitnah eine Stiderweiterung der Airport-City zur Starkung des Luftfahrtstand-
ortes. Der Bremer Flughafen muss in seiner jetzigen Form erhalten bleiben und Gedankenspiele zur Umwandlung
in einen reinen Werksflughafen beendet werden. Der Flughafen ist ein Standortfaktor, denn zum Anbahnen und
Etablieren von Kundenbeziehungen braucht es regelméBige, planbare Verbindungen mit dem Rest der Welt.

1 Verkehrsdienstleister Inrix 2022. Bremen belegt Platz 9.
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3. Bezahlbarer Wohnraum fiir eine wachsende Stadt

Ein attraktives Wohnungsangebot ist ein zentraler Standortfaktor, um Bremen fur qualifizierten Zuzug von Fach-
und Arbeitskraften interessant zu machen. Die tatsachliche Ursache hoher Mieten — die Angebotsknappheit — kann
nur mit mehr Bauen bekdmpft werden. Allerdings wurden in 2022 wurden rund 4 Prozent weniger Baugenehmigun-
gen erteilt als im Vorjahr. Ohne neue Wohnungen wird es aber in einer wachsenden Stadt keine Entspannung bei
den Miethéhen geben.

e Beschleunigung der Verfahren: Es braucht mehr Tempo beim Bau und bei der Nachverdichtung durch eine
Genehmigungsbeschleunigung. Neben dem Mangel an Bauland verhindern langwierige Planungs- und Geneh-
migungsverfahren Investitionen. Bremen braucht weniger Birokratie, praxisnahe Bauvorschriften, mehr Bauland
und schnellere Planungs- und Genehmigungsverfahren!

e Mehr Investitionsanreize: Die dkologische Transformation im Geb&udesektor kann ein hochverschuldetes Land
wie Bremen finanziell nicht stemmen. Um den Sanierungs- und Wohnungsbedarf in Milliardenhdhe zu decken,

braucht es private Investoren. Zusatzliche Regulierungen verteuern das Bauen und Modernisierungen jedoch zu-

satzlich und schrecken Investoren dauerhaft ab. Hier braucht es eine Verschlankung der Bauordnung und mehr
Investitionsanreize. Damit dringend bendtigte Investitionen sich zudem rechnen und Uberhaupt getéatigt werden,

muissen die Kosten weitergegeben werden kénnen — unabhangig davon, ob sie der energetischen Sanierung, der

Schaffung neuen Wohnraums oder der nachhaltigen Verbesserung einer Mietsache dienen.
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4. Dynamische Stadtentwicklung

Mit der Lage am Wasser und seinen historischen Bauwerken hat Bremen eine der schdnsten Innenstadte Deutsch-
lands. Gleichwohl sind Leerstédnde, ungeldste Dauerbaustellen und zahlreiche unattraktive SeitenstraBen offensicht-
lich. Anstatt ergebnisloser Innenstadtgipfel und jahrelangem Hin und Her braucht es endlich Klarheit, Tatkraft und
Dynamik.

Aber Bremen muss nicht nur flir seine Blrger und fiir Touristen attraktiver werden, sondern auch fiir Unternehmen:
Ihnen missen angemessene Gewerbeflachen angeboten werden kdnnen. Es fehlt an Flachen fiir Industrie, Gewerbe
und Handwerksbetriebe in Stadt- und Kundenné&he. Es darf nicht sein, dass Unternehmen deshalb regelmaBig ins
niedersachsische Umland ausweichen missen. Denn Gewerbefldchen sind die Voraussetzung fir Beschéftigung,
Neuansiedlungen sowie standortnahe Entwicklungsmdéglichkeit von Bestandsbetrieben.

e Erreichbarkeit der Innenstadt: Eine attraktive Innenstadt muss fiir Menschen aller Altersklassen und aller
Stadtteile gut erreichbar sein: Mit dem OPNV, dem PKW, dem Fahrrad und zu FuB.

e Private Investitionen erleichtern: Die Innenstadt braucht ein attraktiveres Angebot aus Einkaufen, Gastronomie
und Erlebnis. Hierflr ist allerdings Planungssicherheit fir Investoren und eine klare Strategie erforderlich. Das
jahrelange Hin und Her und sténdig neue Luftschldsser wirken dagegen abschreckend. Es bedarf keiner ergeb-
nislosen Innenstadtgipfel, sondern ein engagiertes Umsetzen und das Bemihen um attraktive Angebote.

e Sicherheit erhéhen: Vor allem in der Bremer Innenstadt und bei der Nutzung der OPNV hat sich das Sicher-
heitsempfinden der Blrger verschlechtert. Die Zahl der unbearbeiteten Falle bei der Polizei ist auf knapp 21.200
angestiegen. Die Polizei und Justiz missen dringend gestérkt werden. Die innere Sicherheit ist Voraussetzung
fur eine hohe Lebensqualitét und ein wichtiger Standortfaktor.

e Angebotsorientierte Gewerbeflachenpolitik: Bremen muss mehr Gewerbeflachen erschlieBen und die Fla-
chenreserve deutlich erhéhen. Die gewerblichen Bauflachen wurden in den letzten zehn Jahren um 188 Hektar
reduziert. Die Reserve an erschlossenen Flachen ist mit unter 10 Hektar viel zu gering.
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5. Effiziente Verwaltung

Lange Wartezeiten auf Termine im Birgeramt oder langwierige Genehmigungsverfahren zeigen die mangelnde

Funktionstichtigkeit der Bremer Verwaltung. Der fragwirdige Aufbau neuer Stellen — seit 2019 wurde das Personal
in der Kernverwaltung von 14.600 auf Gber 16.000 Stellen erhdht — hat offensichtlich nicht zu besseren Ergebnissen
gefuhrt. Birger und Unternehmer in Bremen erwarten darum eine birokratiearme, effektive und digitale Verwaltung.

e Einrichtung einer Clearingstelle: Bremen sollte dem guten Beispiel anderer Bundeslander (u.a. NRW und Nie-
dersachsen) folgen und eine Clearingstelle einrichten, die mittelstandsrelevante Gesetze und Verordnungen des
Bremer Senats auf ihre Vertraglichkeit fur mittelstdndische Unternehmen Uberpruft. Die Bremer Familienunter-
nehmen kénnen die 6kologische und digitale Transformation nur dann mitgestalten, wenn sie ihre Kréafte nicht fir
praxisferne Vorgaben verschwenden missen.

e Reform des Personalvertretungsgesetzes (PVG): Die im PVG verankerte, im Bundesvergleich enorm umfang-
reiche Macht der Personalrate fuhrt zur L&hmung bremischer Dienststellen und verschleppt die Digitalisierung
der Verwaltung. Eine Reform ist endlich erfolgen, um die Bremer Behdrden zu modernisieren und als Dienstleis-
ter fUr Blrger zu starken.

e Schnellere Anerkennung auslandischer Abschliisse: Als Reaktion auf den Fach- und Arbeitskréaftemangel in
Bremen muss die Anerkennung von Abschlissen, Zertifizierungen und Qualifikationen aus Drittstaaten verein-
facht und die Gleichwertigkeitspriifung beschleunigt werden.

e Vereinfachung der 6ffentlichen Vergabe: Ein vergabespezifischer Mindestlohn beschneidet die Prinzipien der
Wirtschaftlichkeit und tragt zu einer Verteuerung der Auftrdge bei. Die Dokumentation verursacht zuséatzlichen
burokratischen Aufwand, insbesondere, wenn Unternehmen Auftrdge in verschiedenen Bundeslandern mit je-
weils l&nderspezifischen Mindestlohnregeln umsetzen mussen. Die Verpflichtung zu zahlreichen Sozial- und Um-
weltaspekten erhéht diesen hohen Zeit- und Kostenaufwand fir Unternehmen und Behdrden zusétzlich. Kleinere
und mittelstdndische Betriebe mit geringen Verwaltungskapazitdten werden durch nicht praktikable Anforde-
rungen faktisch vom Vergabeverfahren ausgegrenzt.
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6. Generationengerechter Haushalt

Bremen kommt strukturell nicht mit seinem Geld aus. Das Land weist bundesweit die héchste Pro-Kopf-Verschul-
dung auf. Der Schuldenberg wuchs bis Ende des Jahres 2022 um weitere 687 Millionen Euro auf knapp 23 Milliarden
Euro. Angesichts steigender Zinsen und zunehmender Tilgungslasten ist dies eine enorme Belastung fir kinftige
Generationen.

Ohne Zweifel: Die Corona- sowie die Energiekrise haben die Bremer Wirtschaft und die Politik vor ungeahnte Her-
ausforderungen gestellt, die groBe finanzielle Kraftanstrengungen erforderlich gemacht haben. Doch das Problem ist
nicht, dass zu wenig Geld fur den Staat vorhanden ist. Das Problem ist, dass es in den dysfunktionalen Verwaltungen
versickert, wegen langwierigen Genehmigungsstaus nicht in Investitionen flieBen kann und fur unproduktive Ideolo-
gieprojekte ausgegeben wird. Es braucht jetzt eine klare Prioritdtensetzung. Eine solide Haushaltsfihrung schafft erst
den nétigen finanziellen Spielraum, der Investitionen und eine effektive Krisenpolitik méglich macht.

e Ein klares Bekenntnis zur Schuldenbremse: Dass Bremen in der aktuellen Krise Uberhaupt noch handlungsfa-
hig ist, geht auf den finanziellen Puffer durch den Konsolidierungskurs des vergangenen Jahrzehnts zurlick. Die
Schuldenbremse stérkt das Vertrauen der Birger und Unternehmer in eine solide Finanzpolitik und tragt damit zu
mehr privaten Investitionen in Bremen bei.

¢ Eine Konzentration auf staatliche Kernaufgaben: Bremen muss klare Schwerpunkte in bei der Ausgabenpoli-
tik setzen: Prioritét besitzen Bildung (Kita, Schulen und Hochschulen), Verkehr und Infrastruktur, Verbesserungen
der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sowie die Innere Sicherheit (Polizei und Justiz). Es gehért zu verant-
wortungsvoller Politik, sich auch unbequemen Diskussionen Uber Priorisierung, Verteilung oder notwendige Ein-
sparungen zu stellen, anstatt lediglich Geschenke an die eigene Wahlerklientel zu verteilen.

e Eine vereinfachte Grundsteuer: Bremen hat sich bei der Grundsteuerreform fiir das kostentreibende Scholz-
Modell entschieden. Unternehmerfreundliche Wirtschaftspolitik sieht anders aus. Ein wertabhingiges Modell
verursacht unndétige Blrokratie und ist kosten- sowie streitanfallig. Die bessere Alternative: ein transparentes,
simples wertunabhangiges Fldchenmodell.

e Eine Starkung des Pensionsfonds: Um gerade im finanziell angeschlagenen Bremen die Pensionen der Beam-
ten langfristig zu sichern, muss der geplante schrittweise Abbau der Pensionsriicklage (ca. 500 Mio. Euro)
beendet werden. Angesichts klnftiger Pensionslasten in H6he von rund 20 Mrd. Euro ist es unverantwortlich,
bestehende Absicherungen aufzulésen.

e Rekommunalisierung zuriickfahren: Die vom Senat vorangetriebene Politik der Rekommunalisierung (z.B.
Mdllabfuhr und StraBenreinigung) muss zuriickgefahren werden. Die Aufgabe der Politik ist es, die Rahmenbe-
dingungen so zu setzen, dass auch private Anbieter die nétigen Qualitdtsanforderungen erfiillen.

e Privatisierung der Geno: Seit 2016 sind fast eine halbe Milliarde Euro an &ffentlichen Geldern in die kommu-
nalen Kliniken geflossen. Die Geno braucht endlich ein transparentes und nachhaltiges Finanzierungskonzept.
Gelingt dies nicht, sollte der Klinikverbund privatisiert werden.
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Fazit

Bremen ist eine groBartige Stadt und es gibt ausreichend Ansétze, daraus eine
moderne und hochattraktive GroBstadt zu machen. Als Familienunternehmer sind
wir bereit anzupacken und in den Dialog mit der Politik zu gehen, was wo besser
werden kann. Bremen braucht einen echten ReStart: Mit einem Mentalitats- und
Politikwechsel sowie einem Senat, der die Wirtschaft als Partner versteht!

Am 14. Mai 2023 hat jeder Bremer Burger die Wahl!



NEIN ZUR
AUSBILDUNGSABGABE!

DIE FAMILIENUNTERNEHMER UND DIE JUNGEN UNTER-
NEHMER IN BREMEN FORDERN KURSWECHSEL

Nach Willen des Senats sollen alle Bremer Unternehmen bis zu 0,3 Prozent ihrer jahrlichen Bruttolohnsumme
abgeben. Mit diesen Mitteln soll die betriebliche Ausbildung geférdert werden.

DIE FAMILIENUNTERNEHMER und DIE JUNGEN UNTERNEHMER fordern den Stopp des Vorhabens! Obwohl
der ein oder andere von uns gar etwas mehr Geld aus dem Fonds herausbekédme als er einzahlt, halten wir die Aus-
bildungsabgabe weiterhin fir grundfalsch!

Wir Familienunternehmer wissen aus eigener Erfahrung: Der Ausbildungsmarkt ist mittlerweile ein Bewerber-
markt. Oft miissen wir uns bei Interessenten bewerben — entsprechend stellen wir uns auf. Wir wissen selbst am
besten, was zu tun ist: Wir sind in sozialen Netzwerken und auf Messen aktiv oder schaffen Benefits flr Azubis. Dafir
bendtigen wir keine Zuwendungen des Staates.

Wir erwarten, dass die Politik stattdessen ihre Hausaufgaben bei der Bildungs- und Zuwanderungspolitik
anpackt! Die Beflurworter einer Ausbildungsabgabe mussen die zahlreichen Punkte, die eindeutig gegen diese
sprechen, endlich zur Kenntnis nehmen:

e Die Abgabe hat mit der Realitat auf dem Ausbildungsmarkt nichts zu tun: Es fehlen Bewerber! 2022 gab es
in Bremen ca. 1000 mehr Ausbildungsstellen als Bewerber.

e Den Unternehmen fehlen ausbildungsfidhige oder — willige Bewerber. Ein groBes Problem ist das Bremer
Bildungssystem, das in bundesweiten Vergleichsrankings seit Jahren weit hinten liegt und die héchste Schulab-
brecherquote aufweist. Viele Betriebe miissen deshalb mit Nachschulungen die Ausbildungsreife der Bewerber
nachholen.

e Die Abgabe erh6ht die Kosten und Biirokratie gerade fiir mittelstandische Familienunternehmen und
schafft mehr Biirokratie. Ubrigens auch fiir die Verwaltung: Das Land rechnet mit bis zu 42 Millionen Euro plus
Verwaltungs- und Personalkosten.

e Es braucht keinen Extra-Landestopf fiir MaBnahmen der Berufsorientierung. Die Angebote der Agentur fir
Arbeit sind ausreichend und werden gemeinsam mit Jugend-berufsagentur und Unternehmen organisiert und

weiterentwickelt.

e Die Abgabe kann dem Fachkraftemangel nicht entgegenwirken. Das Demographie-Problem kann nur durch
familienfreundliche Politik, vermehrte Zuwanderung und gute schulische Bildung geldst werden.

DIE FAMILIENUNTERNEHMER und DIE JUNGEN UNTERNEHMER in Bremen stehen fir konstruktive Gesprache zur Ver-
fligung und ziehen gemeinsam mit der Politik gerne an einem Strang, damit sich in Bremen wirklich etwas verbessert!

DIE FAMILIENUNTERNEHER und DIE JUNGEN UNTERNEHMER sind Teil

des Aktionsblndnisses »Ja zu besserer Bildung — Nein zur Ausbildungsabgabe!«
www.nein-zur-ausbildungsabgabe.de
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kontakt@familienunternehmer.eu | kontakt@junge-unternehmer.eu
www.familienunternehmer.eu | www.junge-unternehmer.eu

Illustration (Vorderseite): IStockphoto | TongSur



	Rechtsgutachten zu Gefahren einer möglichen Anprangerung von 
Unternehmen durch das geplante Verbandssanktionenregister im 
Sinne der §§ 55 ff. VerSanG-Entw.
	I. Einführung 
	II. Der status quo: Stigmatisierung bereits durch 
bloßen Tatverdacht gegen Mitarbeiter 
	III. Zusätzliche Stigmatisierung von (Familien-) 
Unternehmen durch Verbandssanktionsverfahren und -sanktionen
	IV. Der Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes – Änderungsmöglichkeiten im laufenden 
Rechtssetzungsverfahren 
	V. Risiken und Nebenwirkungen der vorgeschlagenen §§ 55 ff. VerSanG-E 


